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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 950/68 über den Gemeinsamen Zolltarif 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN j 

GEMEINSCHAFTEN — | 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- | 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf | 
die Artikel 28 und 113, i 

auf Vorschlag der Kommission, j 

in Erwägung nachstehender Gründe: i 

Die Verordnung (EWG) Nr. 950/68 des Rates vom I 
27. Juni 1968 über den Gemeinsamen Zolltarif^), zu- j 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. | 
. . ./75 ^) sieht vor, daß der Zollsatz für Rohblei, | 
anderes, der Tarifstelle 78.01 A II und für Rohzink ' 
der Tarifstelle 79.01 A bis höchstens zum 30. Juni | 
1975 4,5 V. H. beträgt, wobei je 100 kg Eigengewicht | 
mindestens 1,1 RE und höchstens 1,32 RE erhoben ! 
werden. j 

Die Zollsätze betreffend diese beiden Tarifstellen ; 
sind indessen im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens auf dem Satz von 1,32 RE je 
100 kg Eigengewicht konsolidiert worden. i 

Zur Zeit laufen Verhandlungen auf der Grundlage ! 
von Artikel 28 Absatz 1 des Allgemeinen Zoll- und , 
Handelsabkommens im Hinblick auf die Dekonsoli- 1 
dierung dieser Zollsätze. Diese Verhandlungen wer- i 
den wahrscheinlich nicht vor dem 30. Juni 1975, an i 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 2. Juli 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 


dem die derzeitig anwendbaren Zölle ablaufen, 
abgeschlossen werden. 

In Erwartung der Verhandlungsergebnisse liegt 
es im Interesse der Gemeinschaft, die Anwendung 
dieser Zölle für sechs Monate vorzusehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang zu der Verordnung (EWG) Nr. 950/68 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Fußnote b betreffend die Tarifstelle 78.01 A II 
wird durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„b) Der bis zum 31. Dezember 1975 spätestens 
anzuwendende Zollsatz beträgt 4,5 v. H., 
mindestens 1,10 RE für 100 kg Eigengewicht, 
jedoch höchstens 1,32 RE."' 

2. Die Fußnote a betreffend die Tarifstelle 79.01 A 
wird durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„a) Der bis zum 31. Dezember 1975 spätestens 
anzuwendende Zollsatz beträgt 4,5 v. H., 
mindestens 1,10 RE für 100 kg Eigengewicht, 
jedoch höchstens 1,32 RE.'' 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Die Protokolle Nr. 14 und 15 zum Beitrittsvertrag 
bestimmen, daß ab 1. Januar 1974 auf Rohblei, an- 
deres, der Tarifstelle 78.01 A II des GZT und Roh- 
zink der Tarifstelle 79.01 A des GZT ein Zollsatz 
von 4,5 V. H., jedoch mindestens 1,1 RE für 100 kg 
angewandt wird. Die Zollsätze für diese beiden Wa- 
ren sind im GATT auf einem Satz von 1,32 RE für 
100 kg konsolidiert worden. 

Um den von der Gemeinschaft im Rahmen des GATT 
eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen, hat- 
te der Rat daher die beiden Zollsätze von 4,5 v. H. 
mit Wirkung vom 1. Januar 1974 auf höchstens 
1,32 RE für 100 kg ausgesetzt. 


In der Folge war der Kommission das Mandat er- 
teilt worden, Verhandlungen im Rahmen von Arti- 
kel 28 Absatz 1 des Allgemeinen Abkommens im 
Hinblick auf eine Dekonsolidierung des Satzes von 
1,32 RE für 100 kg für die beiden betreffenden Wa- 
ren einzuleiten. Diese Verhandlungen laufen zur 
Zeit noch und werden auch nicht vor dem 30. Juni 
1975 abgeschlossen werden. 

Die vorgenannten Aussetzungen laufen jedoch am 
30. Juni 1975 aus. 

Um den Verpflichtungen der Gemeinschaft im GATT 
Rechnung zu tragen, schlägt die Kommission dem 
Rat vor, die fraglichen Aussetzungen bis zum 31. De- 
i zember 1975 zu verlängern. Zu diesem Zwecke 
I schlägt sie dem Rat vor, die als Anlage beigefügte 
I Verordnung zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 950/68 anzunehmen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 3. Juni 1975 - 1/4 - 680 70 - E ~ Zo 46/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. Mai 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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